
Landesbibliothek Oldenburg

Digitalisierung von Drucken

10. Verordnung vom 18.02.1826 publ. 24.02.1826



der auf die Defraudation gesetzten Strafe der
Consiscation des Gegenstandes , oder einer
dessen Werthe gleichkvmmenden Geldbuße,
wovon dem Angeber die Hälfte zugesichert
wird , hiemittelst untersagt.

Nicht minder wird dem Stadt - Amte
und den übrigen betreffenden Aemtern in
Defraudations - Sachen wegen der Cvnsumti-
ons - Abgabe diejenige Eompetenz beigclegt,
welche nach den landesherrlichen Verordnun¬
gen vom 2g . December 1814 ., wegen Her¬
stellung der vor der Französischen Occuparion
bestandenen Abgaben , im §plio ig . sud Ilt . k .,
und vom 27 . Februar 1815 . , wegen des
Grenzzvlls , im §. 14 . , den Aemtern in
2lccift- und Zolldefraudations-Fallen Zusteht.

10) Bekanntmachung der Iustiz-
canzlei vom 18 . Febr«  xudl . am
24 . Februar  1826.

Als Declaration der Nntergerichts -Spor - Bestimmung
teln - Dare wird hierdurch , mit Genehmigung ^ Sporteln-
Herzoglicher Regierung , zur Nachachtung be- kenntMe° w°-
kannt gemacht : daß für Erkenntnisse , wo- durch die Jn-
durch , nach contradictorischer Verhandlung,
die Zngrossation einer gewissen Summe salvo me esivo jnrs
jure erkannt wird, , die Svorteln wie für ein ^ kannt wird,
äscreturn arrssü nach nr . 6 . p . iz . der Un-
tergerichts - Sporteln - Tare zu berechnen sind.
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